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Mafiöses Profitdenken

Von Mario Müller

Als ehemaliger Staatsanwalt kennt Erich Schöndorf die Grenzen des Gesetzes und seiner Hüter. Gleichwohl ist der Jurist überzeugt, dass das Strafrecht der verheerenden Finanz- und Wirtschaftskrise nicht ohnmächtig gegenübersteht. Die strukturierten, also hoch toxisch eingeschätzten Wertpapiere etwa, die das Debakel auslösen halfen, basieren Schöndorfer zufolge auf Betrug. Die Anleger seien getäuscht worden. Mit "ein bisschen Mut und Phantasie" könnten Staatsanwälte also auf der gegenwärtigen Rechtslage "ein Fass aufmachen". Dass dies bislang unterblieb, führt Schöndorf auf "psychologische Probleme" zurück: Die Ermittler trauten sich nicht an die "Leute an den Finanzmärkten" heran.

Schöndorf ist jetzt Professor an der Fachhochschule Frankfurt und Vize-Vorsitzender von Business Crime Control (BCC). Der Verein hatte am Wochenende zu einer Konferenz geladen, die Wirtschaftskriminalität als "Mitverursacher und Verstärker von Wirtschaftskrisen" zu identifizieren versuchte. Folgt man den Referenten, gehören alle auf die Anklagebank: Die Akteure an den Finanzmärkten mit ihrer Zockerei, Politiker und Aufseher, die das Treiben beförderten und duldeten, und auch die Wähler, die der Umverteilung durch die neoliberale Ideologie ihre Stimme gaben.

"Das bürgerliche Leitbild vom ehrbaren Kaufmann" habe "abgewirtschaftet", meint Wolfgang Hetzer, der im Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) in Brüssel arbeitet, in Frankfurt aber seine private Meinung äußerte, als er mit Blick die Krisenursachen von "Staatsversagen" und "Korruption durch Inkompetenz" sprach. Und Jürgen Roth, Autor zahlreicher Bücher über Wirtschaftskriminalität, stellt die rhetorische Frage, was das vorherrschende Profitdenken noch vom Mafiösen unterscheide.

Was tun? Stefan Hessler, stellvertretender BCC-Vorsitzender und Mitglied des Attac-Beirats, plädiert nicht nur für eine strenge Regulierung der Finanzmärkte und eine Transaktionssteuer. Er hält auch eine Umverteilung von oben nach unten für erforderlich: "Wir haben nicht nur ein Armuts- sondern auch ein Reichtumsproblem". Die Entmachtung der Politik durch Menschen mit gigantischen Vermögen gefährde die Demokratie. Der BCC-Vorsitzende Professor Hans See schließlich fordert eine "neue Eigentumsdebatte". Mit ihr sei zu klären, ob die Eigentumsrechte die "riesigen Freiheiten" rechtfertigten, die etwa im Finanzgeschäft gewährt werden.

Wie auch immer: Dass Wirtschaftskriminalität nach wie vor als Randthema behandelt wird, hat auch mit der formalen Beschränkung des Begriffs zu tun. Ex-Richter Karl-Joachim Schmelz stellt denn auch die Frage, ob es nicht angebracht wäre, die Gefährdung der Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte unter Strafe zu stellen, wie dies bei der Gefährdung der Demokratie die Fall ist.
